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„Opposition“ im Kammerrecht? 

Zu Mehrheitsentscheidung und Minderheitenrechten im Kammerrecht 

 

von Prof. Dr. Winfried Kluth 

 

 

1. Reichweite des Mehrheitsprinzips 

a) Grundlagen und grundsätzliche Gel-

tung des Mehrheitsprinzips 

Entscheidungen im demokratischen Ver-

fassungsstaat erfolgen grundsätzlich 

nach dem Mehrheitsprinzip.1 Darin kommt 

der klassische Kompromiss zwischen 

hinreichender Legitimation staatlicher 

Entscheidungen einerseits und der Siche-

rung der Handlungs- und Arbeitsfähigkeit 

der einzelnen Institutionen zum Aus-

druck.2 Besondere Quoren bis hin zum 

Erfordernis der Einstimmigkeit sind des-

halb regelungsbedürftige Ausnahmen.3  

Für das Handeln von Kollegialorganen 

findet sich insoweit eine exemplarische 

Regelung in § 91 VwVfG zu den „Aus-

schüssen“: „Beschlüsse werden mit 

Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des 

Vorsitzenden, wenn er stimmberechtigt 

ist; sonst gilt Stimmengleichheit als Ab-

lehnung“.4  

 

 

b) Nähere Ausgestaltung 

Soweit es an expliziten gesetzlichen Vor-

gaben fehlt, kann das Abstimmungsver-

fahren und das Mehrheitserfordernis nä-

her ausgestaltet werden. Das ist im Er-

gebnis mangels entsprechender gesetzli-

cher Vorgaben im Bereich der Kammern 

der Fall. Vor diesem Hintergrund erweist 

es sich als bedeutsam, die verschiedenen 

Varianten von „Mehrheit“ in den Blick zu 

nehmen.5 

Die Formulierung „Mehrheit der Stimmen“ 

kann sich auf die gesetzlichen Mitglieder 

oder auf die abgegebenen Stimmen der 

tatsächlich anwesenden Mitglieder bezie-

hen. Im Verwaltungsrecht ist davon aus-

zugehen, dass die Mehrheit der abgege-

benen Stimmen gemeint ist.6 Dies dient – 

unter der Voraussetzung, dass die sat-

zungsmäßige Beschlussfähigkeit7 vorliegt 

– ebenfalls der Sicherstellung der Arbeits-

fähigkeit.  

Gestaltungsspielräume bestehen insbe-

sondere bei der näheren Bestimmung 

dazu, welches Verständnis von Mehrheit 
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maßgeblich sein soll und auch in Bezug 

auf die Wertung von Stimmenthaltungen. 

Werden diese für unbeachtlich erklärt, so 

führt dies zu einem relativen Mehrheits-

verständnis (Mehrstimmengrundsatz), bei 

dem es nur auf das Verhältnis von Ja- 

und Nein-Stimmen ankommt. Es liegt auf 

der Hand, dass bei einer solchen Rege-

lung die Legitimationswirkung geringer ist, 

da bei einer großen Zahl von Stimment-

haltungen bereits eine kleine Zahl vom 

Ja-Stimmen zu einer positiven Entschei-

dung führen kann.  

 

2. Minderheitenrechte und Minderhei-

tenschutz 

a) Begriff der Minderheit 

Das Mehrheitsprinzip bedingt logisch und 

praktisch das Phänomen der Minderheit. 

Begrifflich ist die Minderheit die in der 

Abstimmung unterlegene Position, die in 

erster Linie durch die Nein-Stimmen iden-

tifiziert wird. Dabei ist aber ein wichtiger 

struktureller Unterschied zu beachten. 

Während die Ja-Stimmen durch das Vo-

tum für den Beschlussantrag inhaltlich 

übereistimmen, sieht man von möglichen 

divergierenden Motivationslagen einmal 

ab, kann die Ablehnung Ausdruck von 

sehr unterschiedlichen alternativen Lö-

sungsvorstellungen sein. Minderheiten 

sind deshalb grundsätzlich in sehr viel 

geringerem Maße homogen als Mehrhei-

ten. Die Gemeinsamkeit in der Ablehnung 

ist kein Indiz für positive Übereinstim-

mungen im Gestaltungswillen.  

Anders als im Parlamentsrecht gibt es in 

den Vertretungsorganen der Kammern 

auch nicht die Funktion einer Opposition8 

die aus einem Minderheitenstatus heraus 

zu bestimmen ist. Die Leitungsorgane der 

Kammern sind keine „Regierung“ und die 

Vertretungsorgane keine Parlamente, die 

eine entsprechende Funktionszuweisung 

rechtfertigen würden. Das gilt vor allem 

für die gruppenplural zusammengesetz-

ten Vertreterversammlungen, deren Bin-

nenstruktur nicht durch die Wahl des Prä-

sidiums geprägt wird, sondern durch die 

Vertretung der Interessen des jeweiligen 

Wirtschaftszweiges. Auch der Umstand, 

dass den Vertretungsorganen ebenso wie 

den Mitgliederversammlungen eine Kon-

trollfunktion zukommt, ändert daran 

nichts. Die Aufgabe der Kontrolle kommt 

vielmehr dem gesamten Organ bzw. allen 

Mitgliedern gleichermaßen zu.  

Aus dieser allgemeinen Kontrollfunktion 

sind auch die einzelnen Minderheiten-

rechte abzuleiten, die sich in Informa-

tions- und Antragsrechte unterscheiden 

lassen. Darauf ist im Einzelnen an dieser 

Stelle jedoch nicht näher einzugehen.  

 

b) Minderheiteninteressen im Falle der 

Bildung des Gesamtinteresses 

Von den mit dem Mandat im Vertretungs-

organ verbundenen (Kontroll-)Rechten zu 

unterscheiden ist die für den Bereich der 

Industrie- und Handelskammern aner-

kannte und durch das Bundesverwal-

tungsgericht in seiner Entscheidung zu 

den sog. Limburger Beschlüssen9 bekräf-
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tigte Pflicht zu unterscheiden, im Rahmen 

der Interessenvertretung sog. Minderhei-

tenpositionen zu berücksichtigen und zu 

kommunizieren. 

Das Gericht arbeitet – auf Grund des 

Streitgegenstandes bezogen auf die In-

dustrie- und Handelskammern – heraus, 

dass eine Kammer bei der Abgabe einer 

Stellungnahme das Gesamtinteresse der 

Mitglieder zu berücksichtigen bzw. zu-

grunde zu legen hat. Dabei mag es Fälle 

geben, in denen alle Mitglieder(-gruppen) 

ein identisches Interesse haben. Immer 

dann aber, wenn davon nicht auszugehen 

ist, darf sich eine Kammer nicht zum 

Sprachrohr einer Mitgliedergruppe ma-

chen, jedenfalls dann nicht, wenn damit 

gegen die Interessen anderer Mitglieder(-

gruppen) gehandelt würde. Das bedeutet 

zugleich, dass sich eine Kammer in die-

sem Bereich nicht rein formal auf das 

Mehrheitsprinzip berufen kann, das – wie 

gezeigt – für ihre Entscheidungsfindung in 

der Regel maßgeblich ist.  

Allerdings bedeutet dies nicht, dass eine 

Minderheit in der Vollversammlung eine 

Stellungnahme vollständig verhindern 

oder gar die Abgabe konturloser weil in 

sich widersprüchlicher Stellungnahmen 

erzwingen kann. Die Lösung von Diver-

genzen sieht das Gericht vielmehr an-

knüpfend an eine seit langem geübte 

Praxis10 darin, dass die Minderheitenposi-

tionen gegebenenfalls gesondert ausge-

wiesen werden.  

 

Zum genaueren Verständnis dessen, was 

damit gemeint und bezweckt ist, kann die 

Argumentation von Möllering herangezo-

gen werden, der ausführt: 

„Dem der Geltung des Mehrheitsprinzips 

bei Kammerentscheidungen ist zuzu-

stimmen – allerdings mit einem gewissen 

>Bedauern<, wie es Luhmann bereits in 

Bezug auf Mehrheitsentscheidungen im 

Gesetzgebungsverfahren ausgedrückt 

hat: „Wir hatten allgemein gesehen und 

finden hier bestätigt, dass Legitimität nicht 

mit faktischem Konsens gleichgesetzt 

werden kann. Konsens ist knapp und 

muss deshalb generalisiert werden. Ein 

äußerlicher Ausdruck dafür ist, dass der 

Majorität die Entscheidung anvertraut 

wird. Das Mehrheitsprinzip ist jedoch kei-

ne Legitimierungsweise, sondern eine 

Verlegenheitslösung.“ Wenn dieses >Be-

dauern< schon in Bezug auf das Gesetz-

gebungsverfahren ausgesprochen wird, 

um wie viel mehr müsste man es für 

Mehrheitsvoten bei der Ermittlung des 

Gesamtinteresses als Grundlage für 

Kammerstellungnahmen spüren, denn 

dort wird nicht über das Endprodukt Ge-

setz, sondern über etwas entschieden, 

das wiederum dem Gesetzgeber oder 

Behörden als Entscheidungsgrundlage 

dienen – diese beraten – soll. Kammer-

stellungnahmen können dem Anspruch 

der Beratung nach § 1 Abs. 1 IHKG nur 

gerecht werden, wenn sich aus ihnen 

nicht nur das Mehrheitsvotum sondern 

auch die Bewertung der eingeflossenen 

Einzel- und Gruppeninteressen ersehen 

lässt. Aus der Begründung sollte daher 

sichtbar werden, auf welche Umfragen 

und Diskussionen sich das Kammervotum 

stützt. Es empfiehlt sich auch, die abwei-

chenden Interessen größerer geschlos-

sener Minderheiten ausdrücklich aufzu-

führen.“11 

 

Damit gibt Möllering neben der Begrün-

dung für diese Vorgehensweise zugleich 
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ein wichtiges Kriterium für die „Erheblich-

keitsschwelle“. Nicht jede einzelne abwei-

chende Sichtweise, sondern nur Minder-

heitenpositionen von einem gewissen 

Mindestgewicht sind in dieser Weise zu 

berücksichtigen und kenntlich zu machen. 

Das entspricht letztlich den Geboten der 

praktischen Vernunft. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht verweist 

zur Umsetzung der Zielvorgabe auf die 

praktisch-verfahrensrechtliche Dimension, 

denn das Gesamtinteresse ist so wenig 

wie das Gemeinwohl12 präexistent, es 

kann nicht „erkannt“, sondern muss „erar-

beitet“ werden. Das gilt auch für die 

Kammern, denn die Betroffenen-

Selbstverwaltung legitimiert sich auch als 

ein Verfahren der Gemeinwohlkonkreti-

sierung.13  

Damit sind zugleich Zuständigkeits- und 

Verfahrensfragen angesprochen: 

„Dieses von den Industrie- und Handels-

kammern gem. § 1 I IHKG wahrzuneh-

mende Gesamtinteresse ihrer Mitglieder 

muss unter Berücksichtigung der wirt-

schaftlichen Interessen einzelner Gewer-

bezweige oder Betriebe abwägend und 

ausgleichend ermittelt werden. Es ist ein 

gewichtetes Ergebnis und damit weder 

eine Summe oder Potenzierung der Ein-

zelinteressen noch ihr kleinster gemein-

samer Nenner. Seine Ermittlung obliegt 

primär der Vollversammlung, deren Mit-

glieder gem. § 5 IHKG unter Berücksich-

tigung der wirtschaftlichen Besonderhei-

ten des Kammerbezirks und der gesamt-

wirtschaftlichen Bedeutung der Gewerbe-

gruppen gewählt werden.“14 

 

In diesem Passus der Urteilsbegründung 

beleuchtet das Gericht die enge Verbin-

dung, die zwischen den Aufgaben der 

Industrie- und Handelskammern und der 

Struktur und Zusammensetzung der Voll-

versammlung besteht und dabei dem 

Grundsatz der funktionsgerechten Orga-

nisationsstruktur folgt.15 

Bei den Kammern im Allgemeinen und 

den sog. gruppenplural zusammenge-

setzten Kammern (wie den Wirtschafts-

kammern) im Besonderen ist die Zusam-

mensetzung der Vollversammlung aus 

verschiedenen Wahlgruppen16, die nach 

ihrer Stärke die in der Region vertretenen 

Wirtschafts- und Handwerkszweige abbil-

den eine notwendige Bedingung der 

sachgerechten Wissensgenerierung, die 

zu den Hauptaufgaben der Kammern ge-

hört.17 Weil in der Vollversammlung die 

verschiedenen Gewerbezweige und damit 

auch die für sie jeweils maßgeblichen 

Interessen repräsentiert sind, ist sie und 

nur sie der funktional und repräsentativ 

richtige Ort der Bildung des Gesamtinte-

resses sowie der Feststellung und Artiku-

lation eines ausreichend gewichtigen 

Minderheiteninteresses.  

 

Aus dieser Einsicht folgert das Bundes-

verwaltungsgericht dann schlüssig: 

„Erklärungen und Stellungnahmen der 

Industrie- und Handelskammer sind zu-

dem nur dann zulässig, wenn sie unter 

Einhaltung des dafür vorgesehenen Ver-

fahrens zu Stande gekommen sind. Denn 

die Pflichtmitgliedschaft der Gewerbetrei-

benden in der Industrie- und Handels-

kammer ist nur gerechtfertigt, wenn die 



aktuelle stellungnahme 4/15  Seite: 5 

 

Kammer das durch das vorgegebene Ver-

fahren legitimierte Gesamtinteresse 

wahrnimmt. Nach § 4 I 1 IHKG beschließt 

über die Angelegenheiten der Industrie- 

und Handelskammer die Vollversamm-

lung, soweit nicht die Satzung etwas An-

deres bestimmt. Dabei kann, wie in § 2 II 

der Satzung der Bekl. geschehen, der 

Vollversammlung die Bestimmung der 

Richtlinien der Kammerarbeit und die Be-

schlussfassung über alle Fragen von 

grundsätzlicher Bedeutung vorbehalten 

bleiben und darauf basierend die Ent-

scheidung über Einzelfragen delegiert 

werden. Eine grundsätzliche Festlegung 

muss aber auf jeden Fall durch die Voll-

versammlung erfolgen.“18 

 

Es wird demnach zwischen einer der De-

legation entzogenen Zuständigkeit der 

Vollversammlung für grundsätzliche Fra-

gen und einer delegierbaren Zuständig-

keit für Stellungnahmen unterhalb der 

Schwelle des Grundsätzlichen unter-

schieden, die – wie die weiteren Ausfüh-

rungen zeigen – nicht nur die Delegation 

innerhalb der Kammern auf das Präsidi-

um, den Hauptgeschäftsführer oder Aus-

schüsse einbezieht, sondern auch das 

Handeln von Arbeitsgemeinschaften der 

Kammern auf Regional-, Landes- und 

Bundesebene betrifft.  

 

c) Anforderungen an ein Minderheiten-

interesse 

Ein im diesem Sinne privilegiertes Min-

derheiteninteresse liegt nur dann vor, 

wenn in Bezug auf den Gegenstand der 

Stellungnahme ein oder mehrere Wirt-

schaftszweige eine abweichende Beurtei-

lung vortragen und sich dabei auf ihre 

spezifischen wirtschaftlichen Interessen 

und nicht nur eine allgemein abweichen-

de Beurteilung berufen können. Es muss 

also ein spezifischer und gewichtiger Be-

zug zu den wirtschaftlichen Interessen 

eines Gewerbezweiges dargelegt werden. 

Das abweichende Votum einer größeren 

Zahl von Mitgliedern der Vollversamm-

lung, die verschiedenen Gewerbezweigen 

angehören reicht für die Begründung ei-

nes Anspruchs auf Darstellung einer ab-

weichenden Minderheitenposition gerade 

nicht aus.  

Daraus folgt zugleich, dass die Figur der 

Minderheitenposition grundsätzlich auf 

gruppenplural verfasste Kammern be-

schränkt ist und damit für die meisten 

Berufskammern, deren Mitgliederstruktur 

homogen ist, nicht zur Anwendung kom-

men kann.  

Besonderheiten gelten bei den Hand-

werkskammern in Bezug auf die Interes-

sen derjenigen Mitglieder, die als Arbeit-

nehmer einzustufen sind.19 Auch hier ist 

zu beachten, dass es nicht ausreicht, 

dass die Vertreter der Gesellen in der 

Vollversammlung eine andere Sichtweise 

vertreten. Vielmehr muss auf spezifische 

Interessen des jeweiligen Handwerks 

Bezug genommen werden. Nur dann, 

wenn der Gegenstand der Stellungnahme 

als solcher auf arbeitnehmerspezifische 

Fragen bezogen ist, reicht die Stellung als 

Arbeitnehmer aus, um ein Minderheiten-

recht geltend zu machen.  
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3. Spiegelbildlichkeit bei der Beset-

zung von Unterorganen 

a) Relevanz und Einordnung  

Eine weitere Frage, die für die innere de-

mokratische Legitimation der Kammern 

von großer Bedeutung ist, stellt die Gel-

tung des aus dem Parlamentsrecht be-

kannten Grundsatzes der Spiegelbildlich-

keit dar, der auch im Kommunalrecht20 

Geltung beansprucht.  

Die Geschäftsordnung des Deutschen 

Bundestages formuliert diesen Grundsatz 

in § 12 wie folgt: „Die Zusammensetzung 

des Ältestenrates und der Ausschüsse 

sowie die Regelung des Vorsitzes in den 

Ausschüssen ist im Verhältnis der Stärke 

der einzelnen Fraktionen vorzunehmen. 

Derselbe Grundsatz wird bei Wahlen, die 

der Bundestag vorzunehmen hat, ange-

wandt.“. 

Ziel dieser Regelung ist es, das durch das 

Wahlergebnis vermittelte Verhältnis der 

politischen Kräfteverteilung im Parlament 

auch auf die Ebene der Unterorgane zu 

erstrecken und damit dem Grundsatz der 

Wahlrechtsgleichheit im Zusammenhang 

mit der Repräsentationsfunktion des Par-

laments wirksam Geltung zu verschaf-

fen.21 

Die Regelung in § 12 GO BT macht deut-

lich, dass sie eine bestimmte Struktur in 

der Vertretungskörperschaft voraussetzt, 

die in den Ausschüssen abgebildet wer-

den kann. Auf parlamentarischer Ebene 

knüpft diese an den politischen Parteien 

an, die bei den Wahlen kandidieren und 

sich dann in Gestalt der Fraktionen im 

Parlament organisieren.  

Bezogen auf Kammern kommt es zu ei-

ner solchen Binnenstruktur mit Repräsen-

tationsrelevanz nur dann und nur dort, wo 

Listenwahlen durchgeführt werden und 

die Listen durch eine bestimmte inhaltli-

che Ausrichtung geprägt bzw. voneinan-

der unterschieden sind. Das ist aber nicht 

bei allen Kammern der Fall. Wie die Aus-

führungen zum Wahlrecht bei den Wirt-

schaftskammern gezeigt haben, ist das 

Wahlverfahren durch die Untergliederung 

in verschiedene Wahlgruppen geprägt, 

die einzelne Wirtschaftszweige abbilden. 

In diesen Fällen kommt es in der Vollver-

sammlung nicht zu einer „politischen“ 

Kräfteverteilung, sondern zu einer fachli-

chen. Das gilt selbst dann, wenn es in 

den einzelnen Wahlgruppen Listen gibt. 

Auch dann ist es in erster Linie Aufgabe 

der Vollversammlung, die verschiedenen 

Interessen der Gewerbezweige zu reprä-

sentieren.  

Diese besonderen Strukturen prägen 

auch das Ausschusswesen. Es ist bei den 

Industrie- und Handelskammern üblich, 

dass die Ausschüsse den verschiedenen 

Gewerbezweigen „gewidmet“ sind. Dabei 

wäre es „widersinnig“, diese nach einem 

Spiegelbildlichkeitsprinzip zu besetzen. 

Hinzu kommt, dass die Ausschüsse nicht 

als Unterorgan der Vollversammlung ver-

standen und (nur) mit Mitgliedern der 

Vollversammlung besetzt werden und 

zudem bereits gesetzlich besonders (in 

ihrer Bildung und Zusammensetzung) 
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geregelt sind.22 Vielmehr werden in die 

Ausschüsse auch andere Kammermit-

glieder berufen, die über eine besondere 

Expertise verfügen. Dies entspricht auch 

der Praxis im Hochschulbereich.  

Anders verhält es sich dort, wo Kammern 

über eine homogene Mitgliedschaft verfü-

gen und bei den Wahlen Listen konkurrie-

ren, die sich durch spezifische berufspoli-

tische Ausrichtungen voneinander Unter-

scheiden. In diesen Fällen ist die Frage 

nach der Geltung eines Spiegelbildlich-

keitsprinzips rechtlich und praktisch be-

deutsam. 

 

b) Rechtslage bei fehlender gesetzli-

cher oder satzungsrechtlicher Anord-

nung 

Klar und „einfach“ ist die Rechtslage dort, 

wo gesetzliche Vorgaben für die Bildung 

und Zusammensetzung von Ausschüssen 

besteht und zwar unabhängig davon, ob 

diese den Grundsatz der Spiegelbildlich-

keit vorschreiben oder anderen Gesichts-

punkten folgen.  

Fehlt es an solchen Vorgaben, so steht 

es grundsätzlich im Organisationsermes-

sen des Vertretungsorgans, in der Haupt-

satzung oder an anderer Stelle nähere 

Vorgaben für die Bildung und Zusam-

mensetzung der Ausschüsse zu normie-

ren. Dabei sind folgende Grundsätze der 

Ermessensbetätigung zu beachten: 

Entscheidet sich eine Kammer für eine 

Listenwahl (oder ist diese gesetzlich 

zwingend vorgegeben), so führt dies zu 

einer Strukturierung des Wahlvorgangs 

und der Zusammensetzung des Vertre-

tungsorgans, die grundsätzlich im Sinne 

der Folgerichtigkeit auch die Anwendung 

des Grundsatzes der Spiegelbildlichkeit 

bei der Bildung und Besetzung von Un-

terorganen (Ausschüssen) verlangt. Et-

was anderes gilt nur dann, wenn für die 

Besetzung der Ausschüsse besondere 

fachliche Gesichtspunkte entscheidend 

sind, die auf diesem Wege nicht abgebil-

det werden können. In diesen Fällen kann 

in der Hauptsatzung auch ein anderer 

Modus der Besetzung gewählt werden.  

Soweit bei der Besetzung von Ausschüs-

sen auch Personen benannt werden sol-

len, die nicht Mitglied des Vertretungsor-

gans sind, kann der Grundsatz der Spie-

gelbildlichkeit durch die Zuweisung eines 

Benennungs- oder Vorschlagsrechts be-

achtet werden. 

Zu beachten ist weiter, dass die Kammer 

von ihrem Organisationsermessen Ge-

brauch macht und sich dabei der ihr zur 

Verfügung stehenden Gestaltungsoptio-

nen bewusst ist. 
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